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in dem Rechtsstreit

Verkündet am
11. Januar 1979 
Schorm,
Justizamtsinspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

1. Firma B V M B B B  oHG,
lilBBstraß^TP^^HjjHpjBjHSj^ver treten durch die 
persönlich haftenden Gesellschafter, die Beklagten zu 2 und 3

2. Erich B

3.

Beklagten und Revisionskläger,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

M GmbH
B^|straße^Kr^BBBMMIIi^^W» vertreten durch die Geschäftsführer Dipl.-Ing. Otto MflHIVund Gerhard

Klägerin und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 11. Januar 1979 
durch den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Nüßgens und 
die Richter Dr. Peetz, Dr. Ankermann, Kroner und Boujong

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 10. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Stuttgart vom 10. März 1977 
aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Ko­
sten des Revisionsrechtszuges, an das Be­
rufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Parteien streiten um den Bestand eines An­
spruchs auf Darlehensrückzahlung, den die Klägerin 
auf Grund Abtretung durch die V f l B B  T f l H H I B  eGmbH 
(im folgenden: gegen die Beklagten erworben
hat.

Alleiniger Geschäftsführer und Mehrheitsgesellschaf­
ter der Klägerin war der Ende 1969 verstorbene Christian 
MflHK Seit 1937 war eine Schwester der Beklagten zu 2) 
und 3), Frau Lydia B ^ H ^  (im folgenden: LB), in dem 
von der Klägerin betriebenen Unternehmen tätig, wo sie
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bald eine führende Position einnahm. Auch die Beklag­
ten zu 2) und 3) standen in den Diensten der Klägerin, 
und zwar der Beklagte zu 2) seit 1957 als technischer 
Betriebsleiter und der Beklagte zu 3) seit 1962 als 
Leiter der Buchhaltung. Nach dem Tode Christian toWEM 
kam es zu Differenzen mit seinen Erben. Daraufhin 
schieden Frau LB zum 30. Mai 1970 und die Beklagten 
zu 2) und 3) zum 30. Juni 1970 aus den Diensten der 
Klägerin aus. Die Beklagten zu 2) und 3) gründeten am
1. Juli 1970 ein Konkurrenzunternehmen, die Beklagte 
zu 1).

Frau LB stellte der Beklagten zu 1) als Starthil­
fe in der Zeit vom 28. August 1970 bis 28. Januar 1971
500.000 IM zur Verfügung; das geschah nach dem Vortrag 
der Beklagten schenkweise. Die Mittel stammten aus ei­
nem von Frau LB bei der D ^ H H B & ank auf genommenen 
Kredit. Zu dessen Sicherung trat Frau LB drei an ihrem 
Grundbesitz am 11. Mai 1970, 28. Dezember 1970 und
4. Januar 1971 bestellte Grundschulden über 2 mal
600.000 IM und 400.000 DM an die D f l H H B  Bank ab.

Die V f l H B  gewährte der Beklagten zu 1) am 
23. März 1971 einen Kredit in Höhe von 500.000 DM, der 
ab 31. März 1973 in vier Jahresraten von je 125.000 DM 
zurückzuzahlen war, und räumte ihr ferner einen Über­
ziehungskredit in Höhe von 100.000 DM ein. Als Sicher­
heit bestellte Frau LB an ihrem Grundbesitz Grundschul­
den über insgesamt 515.000 DM zugunsten der V ^ B H H V  
und trat an sie eine im Mai 1970 bestellte Grundschuld 
im Betrage von 600.000 DM, die vorher der 
Bank als Sicherheit gedient hatte, ab.
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Inzwischen war seit März 1970 nach und nach ent­
deckt worden, daß Christian MflHB an Frau LB im Laufe 
der Jahre aus Firmenmitteln in unerlaubter Weise Zu­
wendungen in Millionenhöhe gemacht hatte. Die Klägerin 
erwirkte in der Folgezeit gegen Frau LB vor den Arbeits 
gerichten rechtskräftige Titel auf Zahlung von bisher 
rund 5 Mio DM.

Am 23. März 1971 wurde zugunsten der Klägerin 
zur Sicherung der Zwangsvollstreckung wegen einer For­
derung in Höhe von 6,5 Mio DM der dingliche Arrest in 
das Vermögen der Frau LB angeordnet; der Arrest wurde 
später in Höhe von rund 4 Mio DM bestätigt. Die auf 
Grund des Arrestes im Grundbuch eingetragenen Siche­
rungshypotheken gingen den Grundschulden der V f l H B  
im Range nach.

Die Klägerin hielt die Bestellung der Grundschul­
den für die V ( H H P  für rechtsunwirksam und ließ 
am 26. März 1971 den angeblichen Anspruch der Frau LB 
gegen die Bank auf Rückübertragung der Grundschulden 
pfänden.

Am 27. Februar 1973 ließ die Klägerin das angeb­
liche Recht der Frau LB, die Grundschulden durch Be­
friedigung der \ M B H P  abzulösen, ferner die zukünf­
tigen Ansprüche der Frau LB gegen die auf Ab­
tretung der Forderung auf Rückzahlung des der Beklag­
ten zu 1) gewährten und durch die Grundschulden gesi­
cherten Darlehens und schließlich die angeblichen An­
sprüche der Frau LB gegen die Beklagte zu 1) aus dem 
der GrundschuldbeStellung zugrunde liegenden Rechtsver­
hältnis (Auftrag) pfänden und sich zur Einziehung über­
weisen.
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Die Beklagte zu 1) leistete keine Zahlung auf die 
am 31. März 1973 fällige erste Tilgungsrate des ihr

te diese mit Schreiben vom 26. April 1973 das gesamte 
Darlehen in Höhe von 500.000 DM und auch den Kontokor­
rentkredit, der in diesem Zeitpunkt in Höhe von 
114.446,12 EM in Anspruch genommen war, zum 11. Mai 
1973 zur Rückzahlung fällig. Auch daraufhin gingen Zah­
lungen nicht ein.

Mit Schreiben vom 30. April 1973 teilte die Beklag­
te zu 1) durch ihren Anwalt der Klägerin mit, Frau LB 
habe bereits im Mai 1970 auf alle Ansprüche gegen die 
Beklagten, auch aus der Inanspruchnahme von eventuell 
zu bestellenden Sicherheiten für Kredite der Beklagten 
zu 1) verzichtet. Dem Schreiben war eine entsprechende 
"Bestätigung” der Frau LB vom 18. April 1973 beigefügt.

Die Klägerin befürchtete, die Volksbank werde die 
Grundschulden verwerten und sich aus dem Erlös wegen 
der gesicherten Kreditforderungen befriedigen. Sie 
schloß deshalb am 9./10. Juli 1973 unter Einschaltung

ihre Forderungen gegen die Beklagte zu 1) ln Höhe von 
649.728,93 DM mit den auf dem Grundbesitz der Frau LB 
lastenden Sicherungsgrundschulden in Höhe von 515.000 IM 
und 600.000 DM gegen umgehende Zahlung des vorgenannten

terrichtete die Beklagte zu 1) mit Schreiben vom 10.Ju­
li 1973 von der Abtretung und teilte ihr ferner mit, 
daß ihr die Klägerin günstigere Zahlungsbedingungen ein-

von der gewährten Darlehens. Daraufhin stell-

Forderungsbeträges ab. Die V

räume, als mit der V vereinbart waren



-  6

Mit Anwaltsschreiben an die Beklagte zu 1) vom 
16. Juli 1973 ließ die Klägerin unter Hinweis auf 
die am 27, Februar 1973 ausgebrachte Anspruchspfän­
dung und die Zession vom 9./10. Juli 1973 u.a. aus­
führen :

nDurch diese Abtretung ist rechtlich gewähr­
leistet, daß die von Ihnen empfangenen Dar­
lehen von Ihnen selbst zurückbezahlt werden 
und nicht zu Lasten des beschlagnahmten Ver­
mögens von Frau Lydia

Ferner wurde darauf hingewiesen, daß die Klägerin die - 
an sich in vollem Umfange fällige - Forderung nur nach 
Maßgabe der im Schreiben der VWtt/KtKB ge­
nannten Konditionen einziehen werde.

Die Beklagten gaben zu den Schreiben der V H H B  
und des Anwalts der Klägerin keine Erklä­

rungen ab. Sie zahlten an die Klägerin die für die Zeit 
vom 30. September 1973 bis 30. Dezember 1974 angefalle­
nen Zins- und Tilgungsraten im Gesamtbeträge von 
306.164,78 DM. Am 3. März 1975 teilten sie der Kläge­
rin mit, daß sie künftig keine weiteren Zahlungen lei­
sten würden.

Die Klägerin hatte inzwischen auf Grund der im Ar­
beitsgerichtsverfahren erwirkten Titel die Zwangsver­
steigerung der belasteten Grundstücke der Frau LB be­
trieben. Aus dem Versteigerunraerlos wurde der Klägerin 
in den Verteilungsterminen voif 5. Dezember 1973 und 
20. Februar 1974 auf die ihr von der V f l ü B I P  S f l i V  
J U B P  abgetretenen Grundschulden ein Betrag von ins­
gesamt 651.537,83 DM zugeteilt. Die Klägerin hat diese 
Summe auf ihre titulierten Forderungen gegen Frau LB 
verrechnet.
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Die Klägerin macht mit der Klage den - nach Ab­
zug von Zins- und Tilgungsleistungen der Beklagten - 
noch offenen Forderungsbetrag geltend. Sie stützt ihr 
Begehren auf die ihr von der V d B H I B  S S I H H H f e  
abgetretene Darlehensforderung und auf die von ihr ge­
pfändeten Ansprüche der Frau LB gegen die Beklagten 
auf Aufwendungsersatz.

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagten als Ge­
samtschuldner zur Zahlung von

1. 440.546,46 DH nebst 11 % Zinsen seit
1. Juli 1975,

2. 10.817,53 DM nebst 11 % Zinsen seit
31. März 1975

zu verurteilen.

Das Landgericht hat der Klage in Höhe eines Be­
trages von 429.728,93 DM nebst Zinsen stattgegeben.
Die Berufung der Beklagten ist erfolglos geblieben.
Mit der Revision verfolgen die Beklagten ihren Kla­
geabweisungsantrag weiter.

Entsehe idungsgründe

I.
Das Berufungsgericht hat im wesentlichen ausge­

führt
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Der Klägerin stehe auf Grund der Abtretung vom 
9./10. Juli 1973 gegen die Beklagte zu 1) als Darle­
hensnehmerin und die Beklagten zu 2) und 3) als mit­
haftende Gesellschafter (§ 128 HGB) ein - der Höhe nach 
unstreitiger - Anspruch auf Rückzahlung des am 23.März 
1971 gewährten Darlehens zu. Auf diese Forderung brau­
che sich die Klägerin den bei der Verwertung der Si­
cherungsgrundschulden erzielten Erlös nicht anrechnen 
zu lassen. Durch eine nachträgliche Abänderung der Si­
cherungsabrede sei nämlich die Verbindung zwischen den 
Grundschulden und dem Darlehensrückzahlungsanspruch auf­
gehoben und diese zunächst gesicherte Forderung gegen 
die titulierten Ansprüche der Klägerin gegen Frau LB 
ausgewechselt worden. Eine derartige Vereinbarung sei da­
durch zustande gekommen, daß Frau LB auf das von dem An­
walt der Klägerin an die Beklagte zu 1) gerichtete 
Schreiben vom 16. Juli 1973, von dem sie Kenntnis ge­
habt habe, geschwiegen habe.

II.

Gegen diese Beurteilung erhebt die Revision durch­
greifende rechtliche Bedenken.

1. Die der Bestellung einer Grundschuld zugrunde lie­
gende Sicherungsabrede kann zwar grundsätzlich, wie dem 
Berufungsgericht zuzugeben ist, in der Weise geändert 
werden, daß die Forderung, die zunächst gesichert wer­
den sollte, später gegen eine andere ausgetauscht wird. 
Die Erwägungen, mit denen das Berufungsgericht hier ei­
ne derartige Forderungsauswechslung auf Grund Vereinba­
rung zwischen der Klägerin und Frau LB angenommen hat, 
beruhen jedoch auf Rechtsirrtum.
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a) Das Berufungsgericht legt das Schreiben vom 
16. Juli 1973 dahin aus, daß in ihm der Wille der Klä­
gerin zum Ausdruck komme, die an sie abgetretenen 
Grundschulden sollten künftig ausschließlich der Siche­
rung ihrer titulierten Zahlungsansprüche gegen Frau LB 
dienen. Bei dieser Würdigung hat indes das Berufungs­
gericht wesentliche Auslegungsgesichtspunkte außer 
acht gelassen.

Dem Berufungsgericht ist zwar darin beizutreten, 
daß die Klägerin ihren durch Zession erworbenen Dar­
lehensrückzahlungsanspruch gegen die Beklagten verwirk­
lichen und außerdem wegen ihrer titulierten Zahlungsan­
sprüche sich durch Verwertung der Grundschulden aus dem 
Vermögen der Frau LB befriedigen wollte. Dieser Erfolg 
hätte sich durch eine rechtsgeschäftliche Forderungsaus­
wechslung, die nicht ohne Mitwirkung der Frau LB vorge­
nommen werden konnte, erzielen lassen. Von einem derar­
tigen Forderungsaustausch ist indes in dem Schreiben, 
das immerhin von Rechtsanwälten abgefaßt ist, nicht aus­
drücklich die Rede. Es enthält vielmehr neben einer Dar­
stellung der gegen Frau LB ausgebrachten Pfändungsmaß­
nahmen die Anzeige der Abtretung vom 9./10. Juli 1973 
und die Einräumung besserer Rückzahlungskonditionen 
für das Darlehen. In dem Schreiben heißt es zwar auch, 
durch die Zession sei gewährleistet, daß die Darlehens­
forderung von der Beklagten zu 1) selbst und nicht zu 
Lasten des Vermögens der Frau LB zurückgezahlt werden 
solle. Auf diesen Satz stützt das Berufungsgericht maß­
geblich seine Annahme, das Schreiben stelle eine Offer­
te zur Abänderung der Sicherungsabrede, nämlich den Aus­
tausch der gesicherten Forderungen, dar. Dabei mißt es
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jedoch rechtsirrig dem objektiven Erklärungsgehalt des 
Schreibens zu geringe Bedeutung bei. Es prüft nicht nä­
her, ob der Empfänger des Schreibens, auf dessen Sicht 
es hier entscheidend ankommt, ihm mit hinreichender 
Deutlichkeit entnehmen konnte, daß die Klägerin durch 
eine erst noch abzuschließende Vereinbarung mit Wirkung 
für die Zukunft eine Auswechslung der gesicherten For­
derungen herbeiführen wollte. Diese Prüfung war aus 
Rechtsgründen um so mehr geboten, als der Wortlaut des 
Schreibens eher darauf hindeutet, daß die Anwälte der 
Klägerin lediglich die (allerdings unzutreffende) An­
sicht vertraten, durch die im Rahmen der Ablösungsver­
einbarung vorgenommene Abtretung der Forderungen aus 
dem Darlehensvertrag sei der von der Klägerin angestreb 
te Erfolg bereits "rechtlich gewährleistet". Im letzt­
genannten Falle hätte die Klägerin - zumindest aus der 
Sicht des Empfängers des Schreibens - überhaupt kein 
Vertragsangebot abgegeben.

b) Rechtlichen Bedenken begegnet vor allem die 
Auffassung des Berufungsgerichts, mit dem Schreiben vom 
16. Juli 1973 habe die Klägerin Frau LB ein Vertrags­
angebot unterbreitet. Das per "Einschreiben" versandte 
Anwaltsschreiben war an die Beklagte zu 1) gerichtet.
Es enthält auch keinen Hinweis darauf, die Adressatin 
möge es an Frau LB weiterleiten oder ihr sonst zur 
Kenntnis bringen. Das Berufungsgericht hätte sich da­
her mit der naheliegenden Überlegung auseinandersetzen 
müssen, daß ein Rechtsanwalt, der in einem Einschreibe­
brief namens seines Mandanten ein Vertragsangebot von 
erheblicher wirtschaftlicher Tragweite abgibt, diesen 
Brief auch an die Person richtet, für die das Angebot 
bestimmt ist und der es zugehen muß, um angenommen wer-
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den zu können. Das Berufungsgericht, das - von der Re­
vision allerdings angegriffen - eine Kenntnisnahme des 
Schreibens durch Frau LB feststellt, hätte schließlich 
näher auf die Frage eingehen müssen, ob Frau LB von ih­
rem Blickpunkt aus, auf den hier abzustellen ist, das 
der Beklagten zu 1) übersandte Anwaltsschreiben als ei­
ne für sie bestimmte Vertragsofferte ansehen konnte.

c) Auch die Wertung des Schweigens der Frau LB 
als Zustimmung ist nicht frei von Rechtsirrtum. Bloßes 
Schweigen auf ein Angebot bedeutet grundsätzlich Ab­
lehnung; als Annahme gilt es nur, wenn der andere Teil 
nach Treu und Glauben eine ausdrückliche Ablehnung er­
warten durfte (vgl. BGH LM BGB § 157 /öb7 Nr. 4 m.w. 
Nachw.). Das Berufungsgericht hat bei seiner Beurtei­
lung nicht genügend berücksichtigt, daß es sich bei ei­
nem Forderungsaustausch um ein der Frau LB nur nachtei­
liges Geschäft mit erheblichen finanziellen Auswirkun­
gen gehandelt hätte, zu dessen Abschluß sie nicht ver­
pflichtet war. Daher konnte die Klägerin insbesondere 
im Hinblick auf das Spannungsverhältnis zu Frau LB nicht 
mit deren Zustimmung rechnen. Bei einem derartig unge­
wöhnlichen Geschäft liegt die Deutung des Schweigens 
als Annahme fern (vgl. Palandt/Heinrichs BGB 37.Aufl.
§§ 147, 148 Anm. 1). Das Berufungsurteil läßt nicht er­
kennen, daß das Berufungsgericht diesen rechtlichen Ge­
sichtspunkt bedacht hat.

2. Hiernach wird das Berufungsurteil von der ihm 
gegebenen Begründung nicht getragen. Es kann auch nicht 
aus anderen Gründen aufrechterhalten werden. Der Si­
cherungsvertrag ist zwischen der V f l H H B i  T ^ H H m P
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und Frau LB geschlossen worden. Ob auch die Beklagten 
zu 2) und 3), die Brüder der Frau LB, hieran betei­
ligt waren, hat das Berufungsgericht ausdrücklich of­
fengelassen. Schon deshalb kann der Senat nicht davon 
ausgehen, wenigstens die Beklagten hätten durch (zeit­
weise) Begleichung der Zins- und Tilgungsraten den im 
Schreiben vom 16. Juli 1973 vertretenen Standpunkt 
der Klägerin akzeptiert und müßten sich daran festhal- 
ten lassen. Das Berufungsgericht hat diese widerspruchs­
losen Zahlungen, die sich über einen Zeitraum von 1 1/4 
Jahr erstreckten und auch nach der Verwertung der Si- 
cherungsgrundschulden durch die Klägerin fortgesetzt 
wurden, nicht unter dem Gesichtspunkt eines späteren 
rechtsmißbräuchlichen Verhaltens der Beklagten (venire 
contra factum proprium) gewürdigt, so daß dem erkennen­
den Senat auch hier eine abschließende Stellungnahme 
versagt ist.

Sonstige Ansprüche der Klägerin gegen die Beklagte 
hat das Berufungsgericht - von seinem Standpunkt aus 
folgerichtig - nicht geprüft.

Nach alledem muß das Berufungsurteil aufgehoben 
und die Sache zu erneuter tatrichterlicher Würdigung 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden.

III.

1. Das Berufungsgericht wird unter den aufgezeigten 
rechtlichen Gesichtspunkten erneut zu prüfen haben, ob 
zwischen der Klägerin und Frau LB eine Forderungsaus-
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Wechslung vereinbart worden ist oder sich die Beklag­
ten nach Treu und Glauben wenigstens so behandeln las­
sen müssen, als sei eine solche Abmachung getroffen 
worden.

Die Beklagten haben bei der erneuten Verhandlung 
Gelegenheit, dem Berufungsgericht unter Beweisantritt 
nochmals vorzutragen, daß Frau LB von dem Schreiben vom 
16. Juli 1973 keine Kenntnis gehabt habe.

2. Falls das Berufungsgericht zu dem Ergebnis gelangt, 
daß weder ein Forderungsaustausch stattgefunden hat noch 
die Beklagten sich so behandeln lassen müssen, wird zu 
prüfen sein, ob die von der Klägerin gepfändeten und ihr 
zur Einziehung überwiesenen Rückgriffsansprüche (etwa 
aus § 670 BGB) der Frau LB gegen die Beklagten bestehen.

Es kann dahingestellt bleiben, ob Frau LB dadurch, 
daß sich die Klägerin aus den Sicherungsgrundschulden 
befriedigt hat, einen (von der Klägerin ebenfalls ge­
pfändeten) Anspruch auf Abtretung des gesicherten Dar­
lehensrückzahlungsanspruchs erlangt hat (vgl. RGZ 150,
371, 374; KG NJW 1961, 414, 415; Soergel/Baur BGB II.Aufl.
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§ 1192 Rdn. 35 m.w.Nachw.). Nach dem derzeitigen Stand 
des Verfahrens ist nicht ersichtlich, daß ein solcher 
Anspruch weiter ginge als der erwähnte Rückgriffsan­
spruch. Nach dem Vorbringen der Beklagten bezieht sich 
der von Frau LB angeblich schon im März 1970 ausgespro­
chene Verzicht auf alle Erstattungsansprüche aus einer 
späteren Inanspruchnahme aus Grundpfandrechten, umfaßt 
also auch etwaige Darlehensrückzahlungsansprüche.

Nüßgens Peetz Ankermann

Kroner Boujong
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